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hierzu: 
Änderungsantrag 
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Drucksache 20/9435 

A. Beschlussempfehlung

Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen empfiehlt dem Plenum,
den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des Änderungsantrags Drucks. 20/9435
– und damit in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung – in zweiter Lesung anzu-
nehmen.

(CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen SPD, AfD, Freie Demokraten und DIE 
LINKE) 

B. Bericht

1. Der Gesetzentwurf war dem Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Woh-
nen in der 110. Plenarsitzung am 13. Juli 2022 nach der ersten Lesung zur Vorbe-
reitung der zweiten Lesung überwiesen worden.

2. Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen hat zu dem Gesetz-
entwurf am 7. September 2022 eine öffentliche mündliche Anhörung durchgeführt.

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen hat sich zuletzt in
seiner Sitzung am 2. November 2022 mit dem Gesetzentwurf befasst und den unter
A genannten Beschluss gefasst.

Zuvor war der Änderungsantrag Drucks. 20/9435 angenommen worden.

(CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen SPD, AfD, Freie Demokraten bei
Stimmenthaltung DIE LINKE)

Wiesbaden, 2. November 2022 

Berichterstattung: 
Kaja Kinkel 

Ausschussvorsitz: 
Dr. Stefan Naas 
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Gesetz zur 
Änderung des Hessischen Energiegesetzes und der Hessischen Bauordnung 

Vom 

Artikel 1  
Änderung des Hessischen Energiegesetzes1 

Das Hessische Energiegesetz vom 21. November 2012 (GVBl. S. 444), geändert durch Gesetz 
vom 5. Oktober 2017 (GVBl. S. 294), wird wie folgt geändert: 

1. Die Präambel wird aufgehoben.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Ziele dieses Gesetzes sind die Deckung des Endenergieverbrauchs von Strom
und Wärme zu 100 Prozent aus erneuerbaren Energiequellen, die Anhebung der
jährlichen energetischen Sanierungsquote im Gebäudebestand auf mindestens 2,5
bis 3 Prozent sowie die Erreichung der Klimaneutralität bis zum Jahr 2045. Ziele
sind auch die Ausweisung von Vorranggebieten zur Nutzung der Windenergie in
Höhe der in § 3 Abs. 1 in Verbindung mit Anlage 1 des Windenergieflächenbe-
darfsgesetzes des Bundes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353) für das Land Hessen
festgelegten Flächenbeitragswerte und die Nutzung von Photovoltaikanlagen in
einer Größenordnung von 1 Prozent der Fläche des Landes Hessen.“

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In den Regionalplänen sind anteilig Vorranggebiete zur Nutzung der Wind-
energie in Höhe der in § 3 Abs. 1 in Verbindung mit Anlage 1 des Windenergie- 
flächenbedarfsgesetzes des Bundes für das Land Hessen festgelegten Flächenbei-
tragswerte auszuweisen.“

c) Nach Abs. 4 werden als Abs. 5 bis 7 angefügt:

„(5) Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von Strom und
Wärme aus erneuerbaren Energien sowie den dazugehörigen Nebenanlagen liegt im
überragenden öffentlichen Interesse und dient der öffentlichen Sicherheit.

(6) Hessische Förderrichtlinien oder Förderangebote, die ganz oder teilweise die
Beschaffenheit der Gebäudehülle betreffen, werden durch eine neue Richtlinie des
für Energieeffizienz zuständigen Ministeriums ergänzt. Diese fördert Maßnahmen,
die die jeweils geltenden gesetzlichen energetischen Mindestanforderungen für Neu- 
und Erweiterungsbauten sowie die Sanierung von Gebäuden in einer nicht nur ge-
ringfügigen Weise übererfüllen. Dabei werden Gebäude, die zusätzlich Endenergie
zur externen Nutzung bereitstellen, in der Förderung besonders honoriert. § 35
Abs. 2 der Hessischen Landeshaushaltsordnung vom 15. März 1999 (GVBl. I
S.248) findet keine Anwendung. Satz 1 findet keine Anwendung auf die Verwen-
dung oder Bereitstellung von Städtebauförderungsmittel nach § 164a des Baugesetz-
buchs, zu deren Finanzierung der Bund sich gemäß Art. 104b des Grundgesetzes
und § 164b des Baugesetzbuchs beteiligt.

(7) Die Erreichung der Ziele des Abs. 1 soll durch die Steigerung der Energieeffi-
zienz, die Verbesserung der Energieeinsparungen, die Förderung des Ausbaus einer
möglichst dezentralen und soweit sinnvoll zentralen Energieinfrastruktur aus erneu-
erbaren Energien, die Minimierung des Energieeinsatzes bei Baumaßnahmen und
Baustoffen, die Schaffung der gesellschaftlichen Akzeptanz für den Umbau hin zu
einer Energieversorgung aus erneuerbaren Energien und die Begrenzung der nega-
tiven Auswirkungen des Klimawandels gewährleistet werden. Landeseigenen Vor-
haben kommt dabei eine Vorbildfunktion zu.“

1  Ändert FFN – 56-9 
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3. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Das Wort „Kraft-Wärme-Kopplung“ wird durch die Wörter „hocheffzienten 
Kraft-Wärme-Kopplung, der Minimierung des Energieeinsatzes bei Bau- 
maßnahmen und Baustoffen“ ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Bei der Entscheidung über die zu fördernden Maßnahmen werden hochef-
fiziente Gebäude vorrangig berücksichtigt, insbesondere Gebäude, die zu-
sätzlich Endenergie zur externen Nutzung bereitstellen.“ 

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Das Land fördert investive Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen,
insbesondere zur Steigerung der Energieeffizienz, auf der Grundlage einer kommu-
nalen fachlichen Planung. Energetisch bedingte Anforderungen sind bei der Umset-
zung der Maßnahmen einzuhalten.“

4. In § 5 wird nach dem Wort „-verwendung“ das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und
werden nach dem Wort „Energiequellen“ die Wörter „und Energiespeichertechnologien
sowie zugehörige Machbarkeitsstudien“ eingefügt.

5. § 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Gegenstand des Förderprogramms sind insbesondere innovative Vorhaben zur rationellen
Energiebereitstellung auf Basis regernativ erzeugter Energieträger, zur Nutzung erneuer-
barer Energiequellen, zur Umwandlung und Speicherung von Energie, zur Netzintegration
und Vorhaben im Bereich der Elektromobilität.“

6. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter „und die Gründung von Energieagenturen“ gestri-
chen.

b) In Abs. 2 werden nach dem Wort „Klimaschutzkonzepte)“ die Wörter „sowie für
die kommunale Gebietsentwicklung“ eingefügt.

c) In Abs. 3 wird das Wort „Kraft-Wärme-Kopplungs-Potenzialen“ durch die Wörter
„zentralen Wärmeversorgungspotenzialen, wie zum Beispiel Potenziale zur Kraft-
Wärme-Kopplung“ ersetzt.

7. § 9 wird wie folgt gefasst:

„§ 9 
Anforderungen an landeseigene Gebäude und Beschaffungen 

„(1) Bei Sanierung bestehender landeseigener Gebäude soll Klimaneutralität erreicht wer-
den. Dies ist insbesondere durch den effizienten Einsatz von Energieträgern und erneuer-
baren Energien, die gebäudenahe Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien sowie die 
Einhaltung eines hohen Gebäudeenergieeffizienzstandards zu erreichen. Ein Gebäude ist 
so zu sanieren, dass der Jahres-Primärenergiebedarf höchstens 55 Prozent des Höchstwer-
tes des Jahres-Primärenergiebedarfs beträgt, der nach dem Gebäudeenergiegesetz vom 
8. August 2020 (BGBI. I S. 1728) für ein entsprechend neu zu errichtendes Gebäude zu-
lässig ist und die Außenbauteile die Höchstwerte der mittleren Wärmedurchgangskoeffi-
zienten der wärmeübertragenden Umfassungsfläche nach Tabelle 2 der Anlage zu den
Energieeffizienzfestlegungen für klimaneutrale Neu- / Erweiterungsbauten und Gebäudes-
anierungen des Bundes („Vorbildfunktion Bundesgebäude für Energieeffizienz") vom
25. August 2021 nicht überschreiten (Gebäudeenergieeffizienzstandard Effizienzgebäude-
Bund 55). Es sind vorwiegend Baumaterialien aus nachwachsenden und recyclingfähigen
Rohstoffen sowie Baustoffe und Produkte mit geringem Energieverbrauch bei Herstellung,
Lagerung, Transport, Verarbeitung und Entsorgung einzusetzen. Der Energieeinsatz bei
Baumaßnahmen ist zu minimieren.
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(2) Bei landeseigenen Neu- und Erweiterungsbauten soll Klimaneutralität erreicht werden.
Dies ist insbesondere durch den effizienten Einsatz von Energieträgern und erneuerbaren
Energien, die gebäudenahe Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien sowie die Einhal-
tung eines hohen Gebäudeenergieeffizienzstandards zu erreichen. Ein Gebäude ist so zu
errichten, dass der Jahres-Primärenergiebedarf höchstens 40 Prozent des Höchstwertes des
Jahres-Primärenergiebedarfs beträgt, der nach dem Gebäudeenergie-gesetz vom 8. August
2020 (BGBI. I S. 1728) für das Gebäude zulässig ist und die Außenbauteile die Höchst-
werte der mittleren Wärmedurchgangskoeffizienten der wärmeübertragenden Umfassungs-
fläche nach Tabelle 1 der Anlage zu den Energieeffizienzfestlegungen für klimaneutrale
Neu-/Erweiterungsbauten und Gebäudesanierungen des Bundes („Vorbildfunktion Bundes-
gebäude für Energieeffizienz") vom 25. August 2021 nicht überschreiten (Gebäudeener-
gieeffizienzstandard EffizienzgebäudeBund 40). Abs. 1 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.

(3) Näheres zu Abs. 1 und 2 regelt eine Richtlinie des für den staatlichen Hochbau zustän-
digen Ministeriums im Einvernehmen mit dem für Energierecht zuständigen Ministerium.
Darin sollen die Energieeffizienzfestlegungen für klimaneutrale Neu- / Erweiterungsbauten
und Gebäudesanierungen des Bundes („Vorbildfunktion Bundes-gebäude für Energieeffi-
zienz") vom 25. August 2021 berücksichtigt werden.

(4) Unabhängig vom Erreichen oder Überschreiten der Schwellenwerte des § 106 Abs. 2
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom
26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Juli 2021
(BGBl. I S. 3274), gilt

1. bei der Beschaffung energieverbrauchsrelevanter Liefer- oder Dienstleistungen § 67
der Vergabeverordnung vom 12. April 2016 (BGBl. I S. 624), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691), und

2. bei der Beschaffung von Straßenfahrzeugen und Dienstleistungen für diese Straßen-
fahrzeuge, dass

a) bis 2030 in Abweichung zu § 6 Abs. 1 des Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-
Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBl. I S. 1691) eine Mindestquote von 50
Prozent an sauberen leichten Nutzfahrzeugen einschließlich Personenkraft-
wagen nach § 2 Abs. 4 des Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes er-
reicht wird;

b) ab 2030 ausschließlich saubere Fahrzeuge nach § 2 Abs. 3 bis 6 des Saubere-
Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes beschafft werden, vorausgesetzt, diese
eignen sich für den vorgesehenen Einsatzzweck.

§ 4 Abs. 1 des Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes gilt bei Beschaffungen nach
Satz 1 Nr. 2.“

8. Nach § 9 wird als § 9a eingefügt:

„§ 9a 
Installation und Betrieb von Photovoltaikanlagen 

(1) Bei bestehenden landeseigenen Gebäuden sind ab dem … [einsetzen: Angabe des Tages
und Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des zweiten auf das
Inkrafttreten folgenden Jahres] anteilig auf den Dachflächen des Gebäudes Photovoltaik-
anlagen zu installieren, wenn die Nutzungsfläche des Gebäudes mehr als 50 Quadratmeter
beträgt. Bei landeseigenen Neu- und Erweiterungsbauten sind anteilig auf den Dachflächen
des Gebäudes Photovoltaikanlagen zu installieren und zu betreiben, wenn die Nutzungsflä-
che des Gebäudes mehr als 50 Quadratmeter beträgt und nach dem … [einsetzen: Angabe
des Tages und Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des ersten
auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] mit der Errichtung des Gebäudes begonnen wird.

(2) Bei Neubau eines für eine Photovoltaiknutzung geeigneten offenen landeseigenen Park-
platzes mit mehr als 35 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge besteht die Verpflichtung, über der
Stellplatzfläche eine Photovoltaikanlage zu installieren und zu betreiben, wenn der Antrag
auf Baugenehmigung nach dem … [einsetzen: Angabe des Tages und Monats des Inkraft-
tretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des ersten auf das Inkrafttreten folgenden
Jahres] bei der zuständigen Behörde eingeht.
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(3) Die Erfüllung der Pflichten nach Abs. 1 und 2 kann durch Dritte erfolgen. Die Min-
destgröße der Photovoltaikanlagen nach Abs. 1 und 2 sowie nähere Einzelheiten regelt eine
Richtlinie des für staatlichen Hochbau zuständigen Ministeriums im Einvernehmen mit
dem für Energierecht zuständigen Ministerium.

(4) Die Pflicht nach Abs. 1 gilt nicht für

1. unterirdische bauliche Anlagen,

2. Traglufthallen und fliegende Bauten sowie

3. Nebenanlagen, sofern bereits mit einem anderen Gebäude auf demselben Grund-
stück die Pflicht nach Abs. 1 erfüllt wird.

Die Pflicht nach Abs. 1 entfällt, soweit 

1. ihre Erfüllung im Einzelfall anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften wider-
spricht,

2. ihre Erfüllung im Einzelfall technisch unmöglich ist oder

3. die Dachfläche eines Neubaus aus zwingenden rechtlichen oder tatsächlichen Grün-
den ausschließlich nach Norden ausgerichtet werden kann oder die Dachfläche eines
bestehenden Gebäudes ausschließlich nach Norden ausgerichtet ist.

(5) Die Pflicht nach Abs. 2 gilt nicht für Parkplätze, die unmittelbar entlang der Fahrbah-
nen öffentlicher Straßen angeordnet sind. Die Pflicht nach Abs. 2 entfällt, soweit ihre
Erfüllung im Einzelfall

1. anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften widerspricht,

2. aus städtebaulichen Gründen ausgeschlossen ist oder

3. technisch unmöglich ist.“

9. In § 10 werden nach dem Wort „Körperschaften“ ein Komma und das Wort „Genossen-
schaften“ eingefügt.

10. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „im Strom- und Wärmebereich, insbesondere 
von Windkraft, Photovoltaik, Solarthermie, Biomasse, Geothermie und 
Wasserkraft, sowie zur Darstellung und Fortschreibung der Potenziale für 
erneuerbare Energien“ durch „sowie ihrer Potenziale und weiterer 
energiebezogener Indikatoren“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „möglichst alle“ durch „die quantifizierbaren“ 
ersetzt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Sofern die nach Abs. 1 erfassten Daten auf regionaler Ebene vorliegen, werden
diese in digitalen Karten zusammengefasst und der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht.“

11. Die Überschrift des Vierten Teils wird wie folgt gefasst:

„VIERTER TEIL 
Weitere Verpflichtungen“ 
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12. § 12 wird durch die folgenden §§ 12 und 13 ersetzt:

„§ 12 
Photovoltaikanlagen auf nicht landeseigenen Stellplätzen 

(1) Bei Neubau eines für eine Photovoltaiknutzung geeigneten offenen nicht-landeseigenen
Parkplatzes mit mehr als 50 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge besteht die Verpflichtung, über
der Stellplatzfläche eine Photovoltaikanlage zu installieren und zu betreiben, wenn der
Antrag auf Baugenehmigung nach dem … [einsetzen: Angabe des Tages und Monats des
Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie der Jahreszahl des ersten auf das Inkrafttreten folgen-
den Jahres] bei der zuständigen Behörde eingeht. Die Erfüllung der Pflicht nach Satz 1
kann durch Dritte erfolgen.

(2) Die Pflicht nach Abs. 1 gilt nicht für Parkplätze, die unmittelbar entlang der Fahrbah-
nen öffentlicher Straßen angeordnet sind. Die Pflicht nach Abs. 1 entfällt, wenn die zu-
ständige Behörde auf Antrag davon befreit. Von der Pflicht nach Abs. 1 ist zu befreien,
wenn ihre Erfüllung im Einzelfall

1. anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften widerspricht,

2. aus städtebaulichen Gründen ausgeschlossen ist,

3. technisch unmöglich ist oder

4. wegen besonderer Umstände durch einen unangemessenen Aufwand oder in sons-
tiger Weise zu einer unbilligen Härte führen würde.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Regelungen
über

1. die Mindestgröße der Photovoltaikanlagen nach Abs. 1,

2. weitere Ausnahmen und Befreiungen von der Pflicht nach Abs. 1,

3. Optionen zur Erfüllung der Pflicht nach Abs. 1,

4. die vorzulegenden Nachweise über die Erfüllung der Pflicht nach Abs. 1 und über
das Vorliegen der Voraussetzungen zur Erteilung einer Befreiung nach Abs. 2
Satz 2 und 3

zu treffen und die zuständigen Behörden der Gemeinden und Gemeindeverbände für den 
Vollzug der §§ 9a und 12 zu bestimmen sowie Regelungen über damit verbundene Kos-
tenfolgen oder einen Ausgleich im Falle der Mehrbelastung oder Entlastung der Gemein-
den und Gemeindeverbände zu treffen. 

(4) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Abs. 1 in Verbin-
dung mit einer Rechtsverordnung nach Abs. 3 über einem Stellplatz Photovoltaikanlagen
nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig installiert oder betreibt. Die Ordnungswid-
rigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden.

§ 13
Kommunale Wärmeplanung 

(1) Ab dem … [einsetzen: Angabe des Tages und Monats des Inkrafttretens dieses Gesetzes
sowie der Jahreszahl des ersten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] sind die Gemeinden
mit mehr als 20 000 Einwohnerinnen und Einwohnern verpflichtet, zur Erreichung der
Energie- und Klimaziele eine kommunale Wärmeplanung zu entwickeln, fortlaufend zu
aktualisieren und zu veröffentlichen.

(2) Ein kommunaler Wärmeplan hat Darlegungen zu folgenden Aspekten zu beinhalten:

1. die systematische und qualifizierte Bestandsanalyse,

2. die Potenzialanalyse im Wärmebereich innerhalb und außerhalb der Gebäude und

3. ein klimaneutrales Szenario für das Jahr 2045 mit Zwischenzielen für das Jahr 2030.
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(3) Im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung sind die Wärmenetzbetreiber verpflichtet,
für die von ihnen betriebenen Wärmenetze Dekarbonisierungspläne vorzulegen. Darin soll
beschrieben werden, wie der Anteil von erneuerbaren Energien und unvermeidbarer Ab-
wärme an der gelieferten Wärme bis 2030 auf mindestens 30 Prozent und bis 2045 auf
100 Prozent ansteigen soll.

(4) Soweit dies zur Erstellung kommunaler Wärmepläne erforderlich ist, sind Gemeinden
berechtigt, vorhandene Daten bei Energieunternehmen, Industrie- und Gewerbebetrieben
sowie bei der öffentlichen Hand zu erheben; dies gilt auch soweit es sich dabei um perso-
nenbezogene Daten handelt. Daten, die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse darstellen,
sind bei der Übermittlung als vertraulich zu kennzeichnen.

(5) Die für das Energierecht zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit der für Kommunalrecht zuständigen Ministerin
oder dem hierfür zuständigen Minister und der Ministerin oder dem Minister der Finanzen,
durch Rechtsverordnung Regelungen zu treffen über

1. die inhaltliche Ausgestaltung der zu erstellenden Pläne, insbesondere über die Min-
destanforderungen an Ergebnisse und Ziele,

2. das Verfahren der Aufstellung, insbesondere über die notwendigen durchzuführen-
den Analysen, die vergaberechtliche Anforderungen, die Beteiligungsprozesse und
die Veröffentlichung der Ergebnisse,

3. die Aktualisierung der Wärme- und der Dekarbonisierungspläne insbesondere Vor-
gaben zu den zeitlichen Intervallen, zur Weiterentwicklung der Planung und zum
Umgang mit den gewonnenen Erkenntnissen,

4. die Datenübermittlung zur Erstellung der Wärmepläne und des Umgangs mit die-
sen Daten sowie

5. den finanziellen Ausgleich für die Gemeinden.

Das für das Energierecht zuständige Ministerium bestimmt, wer für die Überwachung der 
Vorgaben des § 13 zuständig ist. 

(6) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen Abs. 3 in Verbin-
dung mit einer Rechtsverordnung nach Abs. 5 keine Dekarbonisierungspläne vorlegt. Die
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro geahndet
werden.“

13. Nach dem neuen § 13 wird folgende Überschrift eingefügt:

„FÜNFTER TEIL 
Schlussvorschrift“ 

14. Der bisherige § 13 wird § 14 und in Satz 2 wird die Angabe „2022“ durch „2029“ er-
setzt.

Artikel 2 
Änderung der Hessischen Bauordnung2

Die Hessische Bauordnung vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. Juni 2020 (GVBl. S. 378), wird wie folgt geändert:   

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 6 Satz 4 Nr. 2 wird die Angabe „0,25 m“ durch „0,40 m“ ersetzt.

b) Abs. 9 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

2  Ändert FFN 361-123 
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bb) Als Nr. 4 wird angefügt: 

„4. gebäudeunabhängige Wärmepumpen sowie Wärmepumpen an Gebäuden, ein-
schließlich ihrer Fundamente und Einhausungen, mit einer Höhe bis zu 2 m über 
der Geländeoberfläche.“ 

c) Abs. 10 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 10 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

bb) Als Nr. 11 wird angefügt: 

„11. gebäudeunabhängige Wärmepumpen sowie Wärmepumpen an Gebäu-
den, einschließlich ihrer Fundamente und Einhausungen, mit einer Höhe von 
bis zu 2 m über der Geländeoberfläche und einer Gesamtlänge bis zu 3 m 
entlang der Grundstücksgrenze.“ 

d) Als Abs. 13 wird angefügt:

„(13) Die Regelungen des Hessischen Nachbarrechtsgesetzes vom 24. September
1962 (GVBl. I S. 417), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. September 2022
(GVBl. S. 460), in der jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt.“

2. § 31 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 2 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt.

bb) In Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch das Wort „und“ ersetzt.

cc) Als Nr. 4 wird angefügt:

„4. Kleinteile, die nicht zur Brandausbreitung beitragen.“

b) Als Abs. 5 Satz 3 wird angefügt:

„3Abweichend von Abs. 3 sind hinterlüftete Außenwandbekleidungen, die den
Technischen Baubestimmungen nach § 90 entsprechen, mit Ausnahme der Dämm-
stoffe, aus normalentflammbaren Baustoffen zulässig.“

3. § 35 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Wörter „Gebäudeteile oder“ durch „Brandabschnitte und“
ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„2Zu Brandwänden und zu Wänden, die anstelle von Brandwänden zulässig sind,

1. dürfen ohne Abstand errichtet werden:

a) Dachflächenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Öffnungen in der
Bedachung, wenn diese Wände mindestens 0,30 m über die Beda-
chung geführt sind,

b) Solaranlagen und ähnliche Dachaufbauten aus brennbaren Baustoffen,
wenn diese Wände sie um mindestens 0,30 m überragen,

c) Solaranlagen aus nichtbrennbaren Baustoffen,

d) Dachgauben und andere raumbildende Aufbauten, wenn sie durch
diese Wände entsprechend § 33 Abs. 5 gegen Brandübertragung ge-
schützt sind,

2. müssen Solaranlagen, die mit maximal 0,30 m Höhe über der Dachhaut
installiert oder im Dach integriert sind und nicht unter Nr. 1 Buchst. b oder
Buchst. c fallen, einen Abstand von mindestens 0,50 m einhalten,
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3. müssen einen Abstand von mindestens 1,25 m einhalten:

a) Dachflächenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Öffnungen in der
Bedachung, wenn sie nicht unter Nr. 1 Buchst. a fallen,

b) Solaranlagen und ähnliche Dachaufbauten aus brennbaren Baustoffen,
wenn sie nicht unter Nr. 1 Buchst. b fallen bzw. Solaranlagen, wenn
sie nicht unter Nr. 1 Buchst. c oder Nr. 2 fallen,

c) Dachgauben und andere raumbildende Aufbauten, wenn sie nicht unter
Nr. 1 Buchst. d fallen.“

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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